Merkblatt

Voraussetzungen und Verfahren zur Erlangung einer Zulassung zur Veranstal-
tung eines bundesweit verbreiteten Horfunkprogramms gem. 8§ 20 RStV

Wer Rundfunk veranstalten will, bedarf nach 8 20 Abs. 1 Satz 1des Rundfunkstaats-
vertrages (RStV) einer Zulassung.

Die nachstehend genannten Unterlagen und Auskinfte konnen selbstverstandlich
keinen Anspruch auf Vollstandigkeit erheben. Sollte sich im Zuge des weiteren Ver-
fahrens herausstellen, dass weitere Angaben erforderlich sind, gilt auch hier die Mit-
wirkungspflicht des Antragstellers.

l.
Rechtsgrundlagen

Das Zulassungsverfahren setzt zunachst einen schriftichen Antrag voraus. Gemal
8§ 21 Abs. 1 RStV hat die Antragstellerin oder der Antragsteller alle Angaben zu ma-
chen, alle Ausklnfte zu erteilen und alle Unterlagen vorzulegen, die zur Prifung des
Zulassungsantrages erforderlich sind.

Fir die Zulassung zu bundesweit verbreitetem Horfunk gelten gem. § 20 Abs.1 RStV
die Bestimmungen der 88 20 a, 21 bis 39a RStV. Zulassungsvoraussetzungen finden
sich insbesondere in den 8§ 20 a, 21, 22 RStV. Im Ubrigen richtet sich die Zulassung
gem. § 20 Abs. 1 Satz 2 2. Hs. RStV nach den Bestimmungen und Verfahrensrege-
lungen des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen (LMG NRW).

Die Zulassung wird gemaf 8 8 Abs. 1 Satz 2 LMG NRW fir mindestens vier und
hdchstens zehn Jahre erteilt, so dass bereits im Antrag Angaben zur Dauer der Zu-
lassung zu machen sind. Die Antragsunterlagen sind schriftlich sowie zusatzlich in
elektronischer Form einzureichen.

Il.
Nach 8§ 21 Abs. 2 RStV notwendige Auskinfte und Unterlagen

Nach 8§ 21 Abs. 2 RStV erstrecken sich die Auskunftspflicht und die Verpflichtung zur
Vorlage von Unterlagen insbesondere auf

1. eine Darstellung der unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen im Sinne des
§ 28 RStV an dem Antragsteller sowie der Kapital- und Stimmrechtsverhaltnisse
bei dem Antragsteller und den mit ihm im Sinne des Aktiengesetzes verbunde-
nen Unternehmen,

2. die Angabe Uber Angehorige im Sinne des 8§ 15 Abgabenordnung unter den Be-
teiligten nach Nr. 1, Gleiches gilt fir Vertreter der Person oder Personengesell-
schaft oder des Mitglieds eines Organs einer juristischen Person,



3. den Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen Bestimmungen des An-
tragsstellers,

4. Vereinbarungen, die zwischen an dem Antragssteller unmittelbar oder mittelbar
im Sinne von § 28 RStV Beteiligten bestehen und sich auf die gemeinsame
Veranstaltung von Rundfunk sowie auf Treuhandverhaltnisse und nach den
88 26 und 28 RStV erhebliche Beziehungen beziehen,

5. eine schriftliche Erklarung des Antragstellers, dass die nach den Nr. 1 bis 4 vor-
gelegten Unterlagen und Angaben vollstandig sind.

Ist fur die Prifung im Rahmen des Zulassungsverfahrens ein Sachverhalt bedeut-
sam, der sich auf Vorgange aul3erhalb des Geltungsbereiches des Rundfunkstaats-
vertrages bezieht, so hat die Antragstellerin bzw. der Antragsteller diesen Sachver-
halt aufzuklaren und die erforderlichen Beweismittel zu beschaffen. Er hat dabei alle
fur ihn bestehenden rechtlichen und tatsachlichen Moéglichkeiten auszuschopfen

(8 21 Abs. 3 RStV).

Vorbezeichnete Auskunftspflichten gelten gem. § 21 Abs. 4 RStV aul3er fur die An-
tragstellerin bzw. den Antragsteller fir naturliche und juristische Personen oder Per-
sonengesellschaften, die an der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller unmittelbar
oder mittelbar i.S.v. § 28 beteiligt sind oder zu ihm im Verhaltnis eines verbundenen
Unternehmens stehen oder sonstige Einflisse im Sinne der 88 26 und 28 auf sie
oder ihn ausiben kdnnen, entsprechend.

Il.
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

1. Die Zulassung kann gem. 8§ 20 a Abs. 1 Nr.1 bis 6 RStV nur an eine nattrliche
oder juristische Person erteilt werden, die:

a) unbeschrankt geschéftsfahig ist,

b) die Fahigkeit, 6ffentliche Amter zu bekleiden, nicht durch Richterspruch verlo-
ren hat,

C) das Grundrecht der freien Meinungsauf3erung nicht nach Artikel 18 des
Grundgesetzes verwirkt hat,

d) als Vereinigung nicht verboten ist,

e) ihren Wohnsitz oder Sitz in der Bundesrepublik Deutschland, einem sonstigen
Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum hat und gerichtlich ver-
folgt werden kann,

f) die Gewahr dafir bietet, dass sie unter Beachtung der gesetzlichen Vorschrif-
ten und der auf dieser Grundlage erlassenen Verwaltungsakte Rundfunk ver-
anstaltet.

Anzugeben sind Name und Anschrift der Antragstellerin bzw. des Antragstellers so-
wie des gesetzlichen oder satzungsmaligen Vertreters. Bei anwaltlicher Vertretung
oder sonstiger Verfahrensbevollmachtigung ist eine Vollmacht beizuflgen.



2.

Die Voraussetzungen nach 8§ 20 a Abs. 1 Nr.1 bis 3 und 6 RStV missen bei
juristischen Personen von den gesetzlichen oder satzungsmafRigen Vertretern
erfullt sein.

Einem Veranstalter in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft darf nur dann ei-
ne Zulassung erteilt werden, wenn in der Satzung der Aktiengesellschaft be-
stimmt ist, dass die Aktien nur als Namensaktien oder als Namensaktien und
stimmrechtslose Vorzugsaktien ausgegeben werden dirfen (§ 20 a Abs. 2
RStV).

Eine Zulassung darf nicht erteilt werden an juristische Personen des 6ffentlichen
Rechts mit Ausnahme von Kirchen und Hochschulen, an deren gesetzliche Ver-
treter und leitende Bedienstete sowie an politische Parteien und Wahlervereini-
gungen (8 20 a Abs. 3 Satz 1 RStV).

Gleiches gilt fir Unternehmen, die im Verhaltnis eines verbundenen Unterneh-
mens im Sinne des § 15 des Aktiengesetzes zu den in Satz 1 Genannten ste-
hen. Die Satze 1 und 2 gelten fur auslandische offentliche oder staatliche Stel-
len entsprechend (8§ 20 a Abs. 3 Satz 2 und 3 RStV).

Zum Nachweis der allgemeinen Zulassungsvoraussetzungen dienen neben den o.g.
Erklarungen und den in 8 21 Abs. 2 RStV genannten Angaben und Unterlagen aktu-
elle Ausziige aus dem Handels- bzw. Vereinsregister sowie die Vorlage von Fih-
rungszeugnissen bzw. Auszligen aus dem Gewerberegister.

V.
Programmliche Anforderungen

Der LfM sind Angaben dartber zu machen, welcher Programmkategorie das
beabsichtige Programm zuzuordnen ist, d.h. ob und aus welchen Grinden es
sich um ein Vollprogramm, ein Spartenprogramm oder ein Fensterprogramm
I. S. v. 8 2 Abs. 2 RStV handeln soll. Sofern ein Spartenprogramm geplant ist,
ist eine Charakterisierung und Abgrenzung der Sparte vorzunehmen.

Daruber hinaus ist ein Programmschema vorzulegen, das erkennen lasst, wie
die Antragstellerin bzw. der Antragsteller als Veranstalter der jeweiligen Pro-
grammkategorie gerecht werden will. Das Gesetz definiert das Programmsche-
ma als die nach Wochentagen gegliederte Ubersicht tiber die Verteilung der
taglichen Sendezeit auf die Bereiche Information, Bildung und Unterhaltung mit
einer Darstellung der vorgesehenen wesentlichen Anteile von Sendungen mit
regionalem und lokalem Bezug. Darlber hinaus muss das Programmschema so
beschaffen sein, dass es insbesondere erkennen lasst, wie die Meinungsvielfalt
im Programm realisiert und den Programmgrundsatzen der 88 41 RStV, 31
LMG NRW entsprochen werden soll. Hierzu sind die einzelnen Sendetitel aus-
drticklich zu charakterisieren.

Es ist eine Erklarung des Inhalts abzugeben, dass die Antragstellerin bzw. der
Antragsteller die Einhaltung der Programmgrundsatze (88 3, 41 RStV), der
Werbe- und Sponsorregelungen der 88 7 ff. und 44 ff. RStV sowie der Werbe-
richtlinien der Landesmedienanstalten, der Vorschriften Giber den Schutz der
Menschenwirde und der Jugend nach dem Jugendmedienschutz-Staatsvertrag
(JMStV) sowie der Jugendschutzsatzung und den Jugendschutzrichtlinien der



Landesmedienanstalten sowie der Anforderungen an die Veranstaltung von
Gewinnspielen und Gewinnspielsendungen nach § 8a RStV sowie der Gewinn-
spielsatzung der Landesmedienanstalten gewébhrleistet.

4. Nach 8 31 Abs. 6 Satz 1 LMG NRW muss jeder Veranstalter der LfM eine fur
den Inhalt des Rundfunkprogramms verantwortliche Person benennen. Werden
mehrere Verantwortliche benannt, ist zunachst anzugeben, fir welchen Tell des
Rundfunkprogramms jeder Einzelne verantwortlich ist. Zum Verantwortlichen
darf nur benannt werden, wer die Voraussetzungen des 8 5 Abs. 2 LMG NRW
erfullt.

V.
Nachweis der strukturellen Eignung gem. 8§ 20a Abs. 1 Nr. 6 RStV

Gem. § 20a Abs. 1 Nr. 6 RStV darf eine Zulassung nur an solche Antragsteller erteilt
werden, die die Gewahr daflr bieten, dass sie unter Beachtung der gesetzlichen
Vorschriften und der auf dieser Grundlage erlassenen Verwaltungsakte Rundfunk
veranstalten. Demnach bedarf es des Nachweises der strukturellen Eignung des An-
tragstellers, eine den Anforderungen des Rundfunkstaatsvertrages und des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages entsprechendes Programm zu veranstalten. In die-
sem Zusammenhang ist die personelle und finanzielle Ausstattung anhand eines
Wirtschafts-, Stellen- und Organisationsplans tber die beantragte Lizenzlaufzeit dar-
zulegen.

VI.
Hinweis zum Verfahren

Die Entscheidung Uber die Zulassung trifft gem. 8 36 Abs. 2 Nr.1 RStV die Kommis-
sion fur Zulassung und Aufsicht (ZAK).

Geht ein Antrag auf Zulassung bundesweiter Veranstalter nach 8 20 a RStV bei der
LfM ein, legt diese unverziglich den Antrag sowie die vorhandenen Unterlagen der
ZAK vor.

Die ZAK tagt in der Regel ein Mal im Monat, wobei ein entsprechender Vorlauf zur
Vorbereitung der Beschlussfassung zu bertcksichtigen ist.

VILI.
Gebuhrenpflicht

Die Zulassung sowie die Ablehnung eines Antrags sind gebuhrenpflichtig (8 35 Abs.
11 RStV i. V. m. der Satzung zur Erhebung von Kosten im Bereich des bundesweiten
Rundfunks).



	Gebührenpflicht

